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Sozialpartner und Bundeskabinett diskutierten in Meseberg  
 
(dbb) Zum jährlichen Treffen der Bundesregierung mit den Repräsentanten der führenden 

Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften hatte am 2. September 2014 die Bundeskanz-
lerin wieder auf Schloss Meseberg bei Berlin eingeladen. 

 
Im Mittelpunkt der mehrstündigen Gesprächs-

runde standen in diesem Jahr die Zukunft 
Deutschlands als Investitions- und Innovati-

onsstandort im globalen Wettbewerb sowie die 

kommenden Herausforderungen in der Wirt-
schafts- und Gesellschaftspolitik. 

 
Der dbb Bundesvorsitzende Klaus Dauderstädt 

nutzte die Gelegenheit zum Hinweis auf die 

Wichtigkeit eines leistungsstarken öffentlichen 
Dienstes: „Das ist ein elementarer Standortvor-

teil für die deutsche Wirtschaft und Investoren 
aus aller Welt. Insofern begrüßen wir alle An-

strengungen der öffentlichen Hand, den tech-

nischen Fortschritt mit E-Gouernment und 
eigener digitaler Agenda umzusetzen.“ Der dbb 

Chef forderte die Bundesregierung zudem auf, 

dem demografischen Wandel und der häufig 
schon grenzwertigen Arbeitsbelastung in vielen 

Verwaltungen angemessen zu begegnen. Dau-
derstädt: „Um moderne Leistungsangebote 

dauerhaft zu sichern, ist eine ausreichende 

Personalausstattung ebenso unabdingbar wie 
moderne Computertechnik.“ 

(01/33/14) 

 

 
Demografie Kongress „Best Age“:  
dbb Chef: Nachwuchsgewinnung braucht neue Ideen und langen Atem  
 
(dbb) Um die Nachwuchsprobleme im öffentlichen Dienst in den Griff zu bekommen, sind 
neue Ideen gefragt. Das stellte dbb Bundesvorsitzende Klaus Dauderstädt auf dem De-

mografie-Kongress der Behörden Spiegel-Gruppe am 28. August 2014 in Berlin fest und 
warb darum, „jungen Menschen einen Job im öffentlichen Dienst schmackhaft zu ma-

chen“. In Zeiten verschärfter Konkurrenz reichten dafür die interessante und verantwor-

tungsvolle Tätigkeit zum Nutzen der Gesellschaft, der sichere Arbeitsplatz und eine or-
dentliche Bezahlung nicht mehr aus, so der dbb Chef. 

 
Wie drängend die Probleme sind, machte Dau-

derstädt anhand aktueller Fakten deutlich: Das 
Durchschnittsalter im öffentlichen Dienst liegt 

bei 44,6 Jahren, bei den Beamten in den 

Kommunen bei 45,8 Jahren. Der Anteil der 
über 60-Jährigen wird sich bis 2030 verdreifa-

chen. Schon heute sind 30 Prozent aller Be-
schäftigten zwischen 50 und 60 Jahre alt. „Per-

sonalabbau hat der Staat in den vergangenen 

Jahrzehnten auf vielfältige Weise betrieben“, 
konstatierte Dauderstädt. „So sind in nicht 

wenigen Verwaltungen ohne Rücksicht auf die 
Altersstrukturen Defizite entstanden, die nach-

träglich kaum noch geschlossen werden kön-
nen.“ In vielen Bereichen des Staatsdienstes 

gebe es „massive Unterbesetzungen“, etwa in 

den Schulen, wo 20.000 Lehrer fehlen, und in 
der Finanzverwaltung, wo mit zehn Prozent 

mehr Personal Milliarden Euro mehr Einnah-
men gesichert werden könnten, die dem Staat 

zustehen. Den Polizeien des Bundes und der 

Länder fehlen 10.000 Beamtinnen und Beamte. 
„Bei Gesundheit und Verbraucherschutz ist der 

Staat ebenfalls auf dem Rückzug“, so Dauders-

tädt.„Gab es in den 1990er Jahren noch 4.000 

Fachärzte in den Gesundheitsämtern, ist heute 
davon gerade noch die Hälfte übrig.“ Wenn es 

wirklich einmal zu einer Pandemie kommen 

sollte, sei Deutschland „nicht ausreichend ge-
rüstet“. Im kommunalen Bereich gebe es einen 

aktuellen Fehlbedarf von 25.000 Beschäftigten, 
darunter 5.000 im Feuerwehrdient und 6.000 

in den Job-Centern. 

 
„Bei der Nachwuchsgewinnung im öffentlichen 

Dienst haben wir es mit einem längerfristigen 
Problem zu tun, nicht mit einer einmaligen 

Aktion“, machte Dauderstädt deutlich. Der dbb 
habe es übernommen, mit seiner Aktion „Die 

Unverzichtbaren“ in der auflagenstärksten 

deutschen Schülerzeitung „Spiesser“ und auf 
anderen Werbeflächen Reklame für solche 

Berufswege zu platzieren. Auf die Kampagne 
gebe es ein „überwältigendes positives Echo“, 

sie habe auch Eingang in die Demografie-

Strategie der Bundesregierung gefunden. Dau-
derstädt machte zugleich klar: „Wir entlassen 

damit nicht die Dienstherren und Arbeitgeber 
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aus ihrer Verantwortung, sich um ihre Perso-
nalentwicklung selbst zu kümmern. Aber wir 

spiegeln so auch das Interesse und vielfach 
inzwischen die Not der von uns vertretenen 

Beschäftigten, wegen der Unterbesetzung 

hohem, manchmal zu hohem Arbeitsdruck 
ausgesetzt zu sein.“ Auszubildenden und An-

wärtern in der Verwaltung müsse eine Zusage 
für eine unbefristete Übernahme mit einer 

Karriere-Perspektive gegeben werden und der 

öffentliche Dienst sei gut beraten, die Verein-
barkeit von Beruf und Familie, Erziehungs- und 

Pflegepflichten stärker zu betonen. Zudem 
müsse „einer generationsübergreifenden 

Mentorenrolle“ der Älteren Anerkennung ver-

schafft werden. 
 
 

Benra: Gesundheitsmanagement braucht hö-
heren Stellenwert  
 

Angesichts des demografischen Wandels müs-
se dem „Gesundheitsmanagement als Füh-

rungsaufgabe“ ein höherer Stellenwert gege-

ben werden, sagte der Fachvorstand Beam-
tenpolitik und dbb Vize Hans-Ulrich Benra auf 

dem Demografie-Kongress. Denn vor dem 
Hintergrund eines steigenden Durchschnittsal-

ters der Beschäftigten sei nicht nur die Nach-

wuchsgewinnung, sondern auch der Erhalt der 
Arbeitsfähigkeit des älteren Personals von ent-

scheidender Bedeutung. 
 

Die rechtlichen Rahmenbedingungen für die 

Auswahl und die Qualifizierung der Führungs-
kräfte seien bereits weitestgehend gegeben. 

Nun gehe es darum, für das Thema zu sensibi-
lisieren und eine entsprechende Führungskul-

tur in den Verwaltungen zu etablieren. „Dabei 

geht es um grundsätzliche Dinge, insbesondere 
eine echte Wertschätzung der Beschäftigten 

durch die Führungskräfte. Die Arbeitszufrie-
denheit ist grundlegend für die Gesundheit“, 

machte Benra deutlich. Auch müssten die Be-

dürfnisse älterer Menschen stärker berücksich-
tigt werden, da etwa in der Bundesverwaltung 

ein erheblicher Anteil der Fehlzeiten auf Lang-
zeiterkrankungen zurückzuführen sei, die bei 

Personen über 45 Jahren statistisch gesehen 
häufiger auftreten. Benra: „Angesichts von 600 

Millionen Euro an Kosten, die jährlich durch 

Personalausfälle entstehen, müssen wir drin-
gend die Prävention stärken. Vorsorge erhält 

nicht nur die Gesundheit, sie schont auch den 
Haushalt.“  

(02/33/14) 

 
 

„Frauen und Männer in Führungspositionen - mit Familienpflichten?“ 
 
(dbb) „Wir müssen von der Präsenzkultur im Job wegkommen, und stattdessen eine Er-
gebniskultur einführen, wenn wir mehr Frauen mit Familienpflichten in Führungspositio-

nen sehen wollen.“ Das forderte Helene Wildfeuer, Vorsitzende der dbb bundesfrauenver-
tretung, am 1. September 2014 anlässlich des Fachforums der Arbeitsagentur Berlin 

Brandenburg zum Thema „Frauen und Männer in Führungspositionen- mit Familienpflich-

ten?“ in Berlin. Tatsache sei, dass die Mehrzahl männlicher Führungskräfte Kinder hat, 
dagegen seien Frauen, die sowohl eine Führungsposition bekleiden als auch eine Familie 

haben, selten. 

 
Bislang fehle es vielen (meist männlichen) 
Vorgesetzten an Verständnis für Probleme, die 

aus der Vereinbarkeit von Beruf und Familie 

entstehen. „Das ist leider auch nicht weiter 
verwunderlich“, stellte Helene Wildfeuer fest, 

„da sie das eigene Problem der Vereinbarkeit 
oftmals an ihre Partnerinnen delegieren, die 

ihnen den Rücken freihalten. Dadurch bleibt es 
bei der familienunfreundlichen Präsenzkultur 

im Arbeitsalltag, die sich durch lange Arbeits-

zeiten und beispielsweise auch durch abendli-
che Sitzungstermine ‚auszeichnet‘. Stattdessen 

muss ein Umdenken hin zu einer Ergebniskul-
tur erfolgen, die mit familienfreundlichen Zeit- 

und Arbeitsabläufen einhergeht. Es hapert an 

guten Rahmenbedingungen für eine gute Ver-
einbarkeit - und das gilt nicht nur für Füh-

rungspositionen.“ Die dbb bundesfrauenvertre-
tung setze sich für flexible Teilzeitmodelle und 

familienfreundliche Arbeitszeiten ein.  
(03/33/14) 
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Gewalt gegen öffentlich Bedienstete  – dbb jugend fordert bessere  
Sicherheitskonzepte  
 
(dbb) „Die Gewalt gegen öffentlich Bedienstete nimmt dramatisch zu“, warnt die dbb ju-

gend-Vorsitzende Sandra Kothe nach dem tragischen Tod des Rendsburger Finanzbeam-
ten, der am 1. September 2014 von einem Mann in seinem Dienstzimmer erschossen wor-

den war.  

 
„Aggressionen und tätliche Angriffe gehören 
mittlerweile zum Arbeitsalltag vieler Kollegin-

nen und Kollegen. Dass wir auch zunehmend 

Todesfälle verzeichnen, ist schlicht entsetzlich. 
So kann und darf es nicht weitergehen“, for-

dert Kothe. Obwohl die Sicherheitsvorkehrun-
gen aufgrund massiver Vorfälle in den vergan-

genen Jahren verbessert worden seien, gelän-

ge es Angreifern immer wieder, Bedienstete zu 
verletzen – „sowohl verbal als auch physisch. 

Nicht nur die konkreten Folgen eines solchen 
Übergriffs sind fatal für die Beschäftigten, son-

dern ebenso die Angst davor, die ständig mit-
schwingt“, betont die dbb jugend-Chefin.  

 

„Auf dem schmalen Grat zwischen bürgeroffe-
ner Verwaltung und Sicherheit für die Beschäf-

tigten müssen wir umgehend wirksame und 

allgemein verbindliche Sicherheitsstandards im 
öffentlichen Dienst schaffen. Niemand will 

Hochsicherheitstrakte, aber es kann nicht an-

gehen, dass Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
Opfer von Aggression gegenüber dem Staat 

sind. Zur Fürsorgepflicht von Dienstherren und 
Arbeitgebern gehört es auch, ihre Beschäftig-

ten bei der Ausübung ihrer Arbeit angemessen 

vor Gefahren für Leib und Leben zu schützen“, 
unterstreicht Kothe. Neben verbesserten 

Sicherheitskonzepten müsse insbesondere die 
Politik „als Auftraggeber jedes Behörden- und 

Verwaltungshandelns eine breite Allianz für 
mehr Respekt und Wertschätzung gegenüber 

dem öffentlichen Dienst und seinen Beschäftig-

ten schaffen“. 
(04/33/14) 

 
 

Aus Bundesländern und Mitgliedsgewerkschaften 
 

Hasse zur Reform der europäischen Arbeitsvermittlung 
 
(dbb) „Der europäische Arbeitsmarkt steckt noch in den Kinderschuhen. Die Potentiale 

der grenzüberschreitenden Arbeitssuche werden bei Weitem noch nicht voll ausge-
schöpft. Das muss sich ändern“, kommentiert Siglinde Hasse, Vorsitzende der dbb Grund-

satzkommission für Sozialpolitik und Geschäftsführerin der Gewerkschaft der Sozialversi-
cherungen (GdS) den Vorschlag der Europäischen Kommission für eine Reform der Ar-

beitsvermittlung. „Der wichtigste Aspekt der Reform muss ein hohes Qualitätsniveau sein. 

Nur dann wird auch das Vertrauen in das Angebot wachsen“, so Hasse am 27. August 
2014. Der dbb hat zu den Kommissionsplänen Stellung genommen. 

 
Die EU-Kommission fordert in ihrem Vorschlag, 

den Informationsaustausch zwischen den Mit-
gliedstaaten effizienter und strukturierter zu 

gestalten. Dazu Siglinde Hasse: „Die aktuelle 
Situation in Europa zeigt, dass die Kommunika-

tion zwischen den einzelnen Ländern deutlich 

besser werden muss. Bislang existieren einzel-
ne nationale Arbeitsvermittlungen mit europäi-

schen Spezialisten. Eine echte europäische 
Arbeitsvermittlung, in der die Informationen 

selbstverständlich europäisch verteilt werden, 

gibt es allerdings noch nicht.“ Zwar sei nicht 
jedes Stellenangebot gleichermaßen geeignet, 

in das EURES-Netz eingespeist zu werden, 

allerdings müsse das Angebot auf freiwilliger 

Basis deutlich stärker ausgeweitet werden.  
 

Mit Blick auf die Erweiterung des Angebots um 
Praktikumsstellen zeigt Hasse sich skeptisch: 

„Natürlich kann es von großem Vorteil sein, 

während eines Praktikums einen wichtigen 
Einblick in die Arbeitswelt zu bekommen. Aber 

nach wie vor gibt es auch Praktika, die nur 
zum Vorteil des Arbeitgebers sind. Solange es 

keine verbindlichen Qualitätsstandards für 

Praktika in Europa gibt, sollte EURES diese 
nicht in sein Angebot aufnehmen“.  

(05/33/14) 
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BBW fordert mehr Personal für den Strafvollzug 
 
(dbb) Der BBW – Beamtenbund Tarifunion (BBW) fordert die Landesregierung auf, der 
zunehmenden Aggressivität und Gewalt von Strafgefangenen mit einer angemessenen 

personellen Ausstattung der Strafvollzugsanstalten im Land zu begegnen. Die jüngsten 
Vorfälle in Strafvollzugsanstalten des Landes zeigten, dass es höchste Zeit ist, neue Stel-

len für Justizvollzugsbeamte zu schaffen, um bei der Personalausstattung wenigstens das 

Bundesniveau zu erreichen, sagte BBW-Chef Volker Stich am 28. August 2014.  

 
Stich bezog sich auf Äußerungen von Landes-
justizminister Rainer Stickelberger (SPD), der 

im Zusammenhang mit den Vorfällen im Ju-
gendgefängnis Adelsheim und der Strafvoll-

zugsanstalt Bruchsal eingeräumt hatte, dass 

die Belastung des Personals aufgrund von 
zunehmend schwierigen Straftätern deutlich 

gestiegen sei. 
 

Im Bruchsaler Gefängnis war Anfang August 

ein 33-jähriger Häftling aus Burkina Faso tot 
aufgefunden worden, der aufgrund seiner ho-

hen Aggressivität die letzten zwei Jahre seines 
Lebens in Einzelhaft verbracht hatte. In der 

Jugend-Strafvollzugsanstalt Adelsheim im Ne-
ckar-Odenwald-Kreis war es in der zweiten 

Augusthälfte zu einer Massenschlägerei zwi-

schen rund 50 kurdischen und russlanddeut-
schen Gefangenen während eines Hofgangs 

gekommen. Dabei wurden sechs der 16 Justiz-
vollzugsbeamten, die einschritten um den 

Streit zu schlichten, so schwer verletzt, dass 

sie dienstunfähig waren. 
(06/33/14) 

 

 

Nach Ermordung eines Finanzbeamten: Auf Deeskalation setzen 
 
(dbb) „Die tödlichen Schüsse auf unseren Kollegen im Rendsburger Finanzamt haben uns 

sehr betroffen gemacht. Unser ganzes Mitgefühl gilt seiner Familie und den Kolleginnen 
und Kollegen, die nun den Weg in das geordnete Tagesgeschäft zurückfinden müssen“, 

erklärte die schleswig-holsteinische dbb-Chefin Anke Schwitzer am 2. September 2014 in 
Kiel. 

 
Mit der Tat angefacht seien nun neue Diskus-

sionen um die Sicherheit im öffentlichen 

Dienst. „Insbesondere die Bereiche mit Publi-
kumsverkehr bergen oft auch Konfliktpotential: 

bei der Polizei, in der Schule und eben auch in 
der Finanzverwaltung“, so Schwitzer. 

 

Absolute Sicherheit gebe es nicht: „Wir wollen 
auch nicht, dass Verwaltung und Bürger durch 

kugelsichere Trennwände kommunizieren müs-
sen. Es stellt sich aber die Frage, wie eskalie-

rende Situationen besser erkannt werden kön-
nen und welche Möglichkeiten zur Deeskalation 

und Abwehr sich bieten.“ Schwitzer sprach sich 

daher für ein verpflichtendes Deeskalations-
training in allen Bereichen mit Publikumsver-

kehr und erhöhtem Konfliktpotential aus: „Wir 

sollten auf Deeskalation und nicht auf Abschot-

tung setzen.“ 

 
Der Vorsitzende des Thüringer Beamtenbundes 

tbb, Helmut Liebermann, forderte eine neue 
Diskussion um die Sicherheit im öffentlichen 

Dienst in Thüringen. Behördeninterne Sicher-

heitskonzepte müssten überarbeitet werden. 
„Die von Gewalt betroffenen Amtsträger brau-

chen unsere ganze Unterstützung. Dabei geht 
es nicht nur um die bestmögliche Ausstattung, 

sondern auch um ihre persönliche Betreuung. 
Das macht landesweit einheitliche Fortbil-

dungs- sowie Sicherheitskonzepte erforder-

lich“, forderte Liebermann.  
(07/33/14) 
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dbb m-v befürchtet steigende Kosten aufgrund externer Gutachten  
 
(dbb) Vor dem Hintergrund jüngster Meldungen über die Kosten für vom Land in Auftrag 

gegebene externe Gutachten befürchtet der dbb mecklenburg-vorpommern einen weite-
ren Anstieg solcher Fälle.  

 
„Neben dem von uns bereits in der Vergan-

genheit kritisierten mangelnden Zutrauen in 
die eigenen Mitarbeiter kommt in der letzten 

Zeit erschwerend hinzu, dass durch den anhal-

tenden Personalabbau, von dem auch die 
Kernverwaltungen in den Ministerien nicht 

verschont wurden, den übrig gebliebenen Mit-
arbeitern immer mehr Arbeitsverdichtung und 

immer mehr komplexere Rechtsfälle aufgebür-

det werden. Auch die bestens ausgebildeten 
Juristinnen und Juristen haben schlichtweg 

nicht mehr genügend Zeit, sich in die Themen 
ausreichend einzuarbeiten. Ein ‚Aktenstudium‘ 

findet auf Grund der Vielzahl an Fällen oft gar 

nicht mehr statt“, so dbb Landesvorsitzender 
Dietmar Knecht am 3. September 2014. „Die 

Folge ist die Abgabe eben dieser Fälle an ex-

terne Gutachter.“ 
 

In den vergangenen 25 Jahren sind im öffentli-

chen Dienst Mecklenburg-Vorpommerns mehr 
als 110.000 Stellen eingespart worden. „Das 

Landespersonalkonzept sieht bis 2020 auch in 
den Hausspitzen der Ministerien einen weiteren 

zehnprozentigen Personalabbau vor. Die Folge 

werden weitere, mit Steuergeldern bezahlte 
externe Gutachten sein. Wir fordern die Regie-

rungsfraktionen und die Landesregierung auch 
aus diesem Grund auf, den anhaltenden pau-

schalen Stellenabbau in der Landesverwaltung 

zu beenden“, so Knecht. 
(08/33/14) 

 

 

Mordanschlag auf Steuerbeamten – DSTG verurteilt Tat auf das Schärfste 
 
(dbb) Mit Bestürzung und tiefer Betroffenheit hat die Deutsche Steuer-Gewerkschaft 

(DSTG) auf den Mord an einem Steuerbeamten im Finanzamt Rendsburg (Schleswig-
Holstein) reagiert. „Wir verurteilen diese sinnlose Gewalttat an einem unserer Kollegen 

auf das Schärfste“, sagte der Bundesvorsitzende der Deutschen Steuer-Gewerkschaft und 
dbb Vize Thomas Eigenthaler. „Der erfahrene und besonnene Kollege ist in Ausübung sei-

nes Dienstes am Staat Ziel einer offenbar geplanten Gewalttat geworden.“ Der DSTG-Chef 

forderte neben einer raschen Aufklärung des Falles bessere Sicherheitsvorkehrungen in 
deutschen Finanzämtern. 

 
Nach Medienberichten hatte ein 55-jähriger 

Mann am 1. September 2014 offenbar aus 
Ärger über einen Steuerbescheid einen Sach-

gebietsleiter der Finanzbehörde nach einem 

Wortwechsel in dessen Amtszimmer kaltblütig 
erschossen. Der Täter, nach Medienberichten 

ein Steuerberater, trug beim Betreten des Fi-
nanzamtes eine Schusswaffe bei sich. Somit 

kann davon ausgegangen werden, dass er die 
Tat in heimtückischer Weise plante. Die Kolle-

ginnen und Kollegen des Opfers sind geschockt 

und fassungslos über diese Bluttat.  
 

Die ganze DSTG, so Eigenthaler, sei entsetzt 
über diese sinnlose Gewalttat. „Wir drücken 

den Angehörigen unser tief empfundenes Bei-

leid zum Tode des geschätzten Kollegen aus, 
der auch viele Jahre treues Mitglied in unserer 

Fachgewerkschaft war. Die DSTG stellt sich 

aber auch solidarisch an die Seite der Beleg-
schaft des Finanzamtes Rendsburg, die auf 

dramatische Weise einen ihrer Kollegen verlo-

ren hat.“ Dieser Fall zeige deutlich, in welch 
schwierigem Umfeld die Kolleginnen und Kolle-

gen Tag für Tag ihren Dienst für den Staat 
verrichten und daher Wertschätzung durch die 

Gesellschaft verdiene. 
 

Die Deutsche Steuer-Gewerkschaft fordert, den 

Tod des Kollegen zum Anlass zu nehmen, mit 
den Bundesländern über Sicherheitskonzepte 

in den Finanzämtern zu sprechen. „Finanz-
amtsbeschäftigte dürfen bei der Ausübung 

ihres schweren Berufes kein Freiwild sein“, so 

der DSTG-Vorsitzende.  
(09/33/14) 
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BDZ-Forderung: Spekulationen über Kfz-Steuer-Bescheide beenden 
 
(dbb) Der BDZ hat Medienberichte zurückgewiesen, in denen unter Berufung auf eine 

Empfehlung des Bundes der Steuerzahler dazu aufgerufen wird, Kfz-Steuer-Bescheide auf 
ihre Richtigkeit zu überprüfen. Der Zollgewerkschaft sind massenhaft fehlerhafte Kfz-

Steuerbescheide nicht bekannt, erklärte BDZ-Bundesvorsitzender Dieter Dewes am 1. 
September 2014. Er warnte vor leichtfertigen Einschätzungen, deren Folgen die Beschäf-

tigten der Kfz-Festsetzungsstellen zu tragen hätten, die mit einer Flut unsinniger Anfra-

gen konfrontiert seien. Deren Telefonzentralen seien seit der Übernahme der Aufgabe der 
Kfz-Steuer ohnehin völlig überlastet. 

 
Medien hatten die Aussagen des Bundes der 

Steuerzahler offensichtlich ungeprüft über-
nommen und berichtet, Fahrzeughaltern seien 

womöglich zu hohe Beträge für die Kfz-Steuer 

abgebucht worden. Betroffen seien neben 
Pkw- auch Lkw- und Motorradfahrer und vor 

allem Halter, die vor kurzem ein neues Fahr-
zeug angemeldet hätten oder per Lastschrift-

verfahren zahlten. In einigen Fällen sei die 

Steuer falsch berechnet, ein zu hoher Betrag 
vom Konto abgebucht oder der Steuerzahler 

um eine erneute Einzugsermächtigung gebeten 
worden. 

 
Dewes wandte sich auch gegen die Darstel-

lung, Hintergrund der behaupteten Panne sei, 

dass der Zoll die Aufgabe der Kfz-Steuer von 

den Finanzämtern übernommen habe. Bei der 

Übertragung der Datenbanken der Länder mit 
rund 58 Millionen Fahrzeugen in ein bundes-

weit einheitliches Computerprogramm sei es zu 

Übertragungsfehlern gekommen, die nun ma-
nuell korrigiert werden müssten, hieß es in den 

Medienberichten. 
 

Das Bundesfinanzministerium hat inzwischen 

mitgeteilt, dass vereinzelt aufgetretene Unzu-
länglichkeiten erkannt und sukzessive abgear-

beitet würden. Dewes mahnte, im Interesse 
der Arbeitsfähigkeit der Kfz-Festsetzungsstellen 

zu einer sachlichen Berichterstattung zurück-
zukehren und Spekulationen über falsche Kfz-

Steuerbescheide ein Ende zu bereiten.  

(10/33/14) 

 

 

GDL wird Bahn Trickserei vor – 90 Prozent der Züge standen still  
 
(dbb) „Die Tarifauseinandersetzung zwischen GDL und DB wird unter billiger Inkaufnah-
me von Kundentäuschung, Desinformation und gezielter Falschinformation mit einer un-

glaublichen Arroganz gegenüber allen Betroffenen geführt. Offensichtlich ist der Bahn 
jedes Mittel recht, um die völlig realitätsferne Haltung ihres Managements wider besseres 

Wissen aufrecht zu erhalten.“ Mit diesen Worten kommentierte der Bundesvorsitzende 

der Gewerkschaft Deutscher Lokomotivführer (GDL) und dbb Vize Claus Weselsky am 2. 
September 2014 Behauptungen der DB, die GDL habe im Vorfeld des Warnstreiks am Vor-

tag irreführende Informationen verbreitet und wollte ursprünglich nur den Güterverkehr 
bestreiken. Weselsky: „Die GDL muss zur Kenntnis nehmen, dass dieses Management so-

wohl die eigenen Beschäftigten, als auch die Fahrgäste zum Spielball ihrer Interessen 
macht.“ 

 
Offensichtlich seien dem DB-Management die 

eigenen Mitarbeiter gerade dafür recht, mani-

puliert zu werden und die Kunden seien als 
Spielmasse auserkoren, um Stimmung gegen 

die Zugpersonale und die sie vertretende GDL 
zu machen. „Das alles kommt nicht von unge-

fähr und zeigt die wahre Zielsetzung der Ar-

beitgeberseite“, so Weselsky. „Sie will unter 
bewusster Inkaufnahme von Streiks in ihren 

Eisenbahnverkehrsunternehmen und vorbei an 
der Realität die GDL tarifpolitisch der EVG un-

terwerfen, obwohl mehr als 51 Prozent der 

Zugpersonale in der GDL organisiert sind und 

die EVG in dem Bereich nur 21 Prozent ver-

tritt.“  
 

Bei dem Warnstreik am 1. September haben 
nach Angaben der GDL über 90 Prozent der 

Züge stillgestanden. „Der Deutschen Bahn 

(DB) war klar, dass die Züge stehen werden, 
wenn die Gewerkschaft Deutscher Lokomotiv-

führer (GDL) das Zugpersonal (Lokomotivfüh-
rer, Lokrangierführer, Zugbegleiter, Bordgast-

ronomen, Disponenten, Ausbilder, 
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Instruktoren/Trainer) zum Arbeitskampf auf-
ruft. Über 90 Prozent der Güter- und Perso-

nenzüge der DB standen von 18 bis 21 Uhr still 
oder hatten die entsprechende Verspätung: 

Unsere Mitglieder vom Ausbilder bis zum Zug-

begleiter haben einmal mehr gezeigt, dass sie 
es satt haben, Überstunden zu machen und 

ihre berechtigten Interessen dann mit Füßen 
getreten werden. Das Frustpotenzial über das 

Missmanagement der DB sitzt tief, weshalb wir 
uns auf das Zugpersonal und dieses sich auf 

ihre Gewerkschaft verlassen kann“, so der 
GDL-Bundesvorsitzende. Jetzt habe der Arbeit-

geber Gelegenheit, „die glasklare Botschaft des 

Zugpersonals nicht nur zu verstehen, sondern 
mit substantiellen Inhalten für eine Verbesse-

rung der Arbeitsbedingungen zu sorgen“.  
(11/33/14) 

 

 

Einführung der Abschnittskontrolle erhöht Verkehrssicherheit 
 
(dbb) Die Deutsche Polizeigewerkschaft (DPolG) begrüßt das Vorhaben, die Abschnitts-

kontrolle (auch bekannt als „Section Control“) als besondere Form der effektiven Stre-

cken-Geschwindigkeitsüberwachung einzuführen. Entsprechende Pläne hatte der nieder-
sächsische Innenminister Boris Pistorius am 1. September 2014 angekündigt.  

 
DPolG-Bundesvorsitzender Rainer Wendt sagte 

dazu: „Geschwindigkeit ist nach wie vor der 
Killer Nummer eins, nahezu jeder dritte Tote 

im Straßenverkehr ist auf diese Hauptunfallur-
sache zurückzuführen. Die nun in Niedersach-

sen beabsichtigte Kontrollart der streckenhaf-

ten Geschwindigkeitsüberwachung, die insbe-
sondere auch auf Landstraßen unfallreduzie-

rend eingesetzt werden kann, wird deshalb 
von uns unterstützt.“. 

 

Als Abschnittskontrolle wird ein Messsystem 
bezeichnet, bei dem die Geschwindigkeit nicht 

punktuell an einem bestimmten Ort, sondern 

vielmehr die Durchschnittsgeschwindigkeit 

über eine längere Strecke gemessen wird.  
 

Das Messsystem sorge für die Einhaltung der 
vorgeschriebenen Geschwindigkeit auf dem 

gesamten definierten Streckenabschnitt, wobei 

diese Strecke durchaus mehrere Kilometer 
umfassen kann, so Wendt. „Auf diese Weise 

wird die Verkehrssicherheit in Gefahrbereichen, 
zum Beispiel auf Unfallhäufungsstrecken, in 

Tunnelanlagen oder in Baustellenbereichen 

wirksam erhöht.“  
(12/33/14) 

 

 

DSTG-Chef: Kosten für Steuerverwaltung vorab bei Verteilung der Steuern  
berücksichtigen  
 
(dbb) Die Kosten der Steuerverwaltung eines Bundeslandes sollten vorab bei der Vertei-
lung der Steuern im Rahmen des Länderfinanzausgleichs berücksichtigt werden. Diese 

Forderung hat der Vorsitzende der Deutschen Steuer-Gewerkschaft (DSTG) und dbb Vize 
Thomas Eigenthaler bekräftigt.  

 
Anlässlich eines Informationsbesuches des 

Staatsekretärs im Finanzministerium Schles-

wig-Holstein, Thomas Losse-Müller, am 26. 
August 2014 sagte Eigenthaler: „Derzeit be-

steht leider die Gefahr, dass man beim Steuer-
vollzug die Hände in den Schoß legt und man-

gels Personals und intelligenter EDV Jahr für 

Jahr auf Steuern in Milliardenhöhe verzichtet.“  
 

Staatssekretär Losse-Müller (GRÜNE) und der 
DSTG-Bundesvorsitzende erörterten die be-

sondere Haushaltssituation des nördlichsten 

Bundeslandes. Schleswig-Holstein hatte zwar 

im Jahr 2013 nach jahrzehntelanger Neuver-

schuldung mit einem positiven Finanzierungs-

saldo abgeschlossen, kämpft jedoch als so 
genanntes „Haushaltsnotlageland“ darum, 

dauerhaft die grundgesetzliche Schuldenbrem-
se einzuhalten.  

 

Aufgrund beträchtlicher Mehrsteuern, weniger 
Zinsen für laufende Kredite, vor allem aber 

auch wegen der Einsparungen bei den Perso-
nalkosten im öffentlichen Dienst stelle sich 

nach Einschätzung des DSTG-

Bundesvorsitzenden die Haushaltslage im Ver-
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gleich zu anderen Bundesländern relativ güns-
tig dar, so Eigenthaler. Er forderte daher den 

Finanzstaatssekretär auf, bei der bevorstehen-
den Gehaltsrunde alle vorhandenen Spielräume 

auszunutzen und vor allem den Dialog mit den 

Berufsvertretungen zu suchen. Es könne nicht 
sein, so Eigenthaler unter Verweis auf jüngste 

Entwicklungen in NRW, dass die Beamten-
schaft in immer mehr Ländern den Weg zu den 

Gerichten suchen müsse, um ordentlich besol-

det zu werden.  
 

Vor dem Hintergrund einer Neujustierung des 
Länderfinanzausgleichs stellte der DSTG-

Vorsitzende den Vorschlag der Deutschen 
Steuer-Gewerkschaft vor, Kosten des Personals 

für den Steuervollzug wie eine Betriebsausga-

be vorab bei einer Einnahmenverteilung im 
Länderfinanzausgleich zu berücksichtigen. 

Dieses „Nettoprinzip“ gewährleiste, dass sich 
Investitionen eines Bundeslandes in seine 

Steuerverwaltung auch nachhaltig lohnten, so 

Eigenthaler.  
(13/33/14) 

 

 

Namen und Nachrichten 

(dbb) Der Vorstand des dbb bremen kam am 
2. September 2014 zu einem Gespräch mit 

Finanzstaatsrat Henning Lühr zusammen. 

Thema waren die Auswirkungen des Besol-
dungs-Urteils von Nordrhein-Westfalen auf 

Bremen, teilte der dbb Landesbund mit. 
Grundsätzlich bestehe seitens des Senats die 

Bereitschaft, auch für Bremen Konsequenzen 

aus der Gerichtsentscheidung zu ziehen. Wie 
diese aussehen könnten,sei „andiskutiert wor-

den“. Auf Vorschlag von Lühr solle in der 37. 
Kalenderwoche ein weiteres Gespräch mit 

Bremens Bürgermeister Jens Böhrnsen statt-
finden.  

 

In der globalisierten Wirtschaft bedrohen nicht 
nur Produktfälschungen und gefährliche, nicht 

oder falsch gekennzeichnete Chemikalien die 
Sicherheit von Zollbediensteten und Verbrau-

chern. Auch Sprengstoffe und ansteckende 

Krankheiten gefährden die eingesetzten Kon-
trolleure und die Bürger der EU. Die Europäi-

sche Kommission will diese Gefahren nun bes-
ser eindämmen. „Endlich reagiert die Kommis-

sion“, sagte Dieter Dewes, Bundesvorsitzen-

der des BDZ Deutsche Zoll- und Finanzgewerk-
schaft am 29. August 2014 zum aktuellen Akti-

onsplan für besseres Zollrisikomanagement. 
Nach wie vor bestünden Defizite beim Zollrisi-

komanagement in nahezu allen 
mitgliedstaatlichen Zollverwaltungen, so De-

wes. „Die Zollpolitik ist eine originäre EU-

Kompetenz. Es ist höchste Zeit, dass Brüssel 
sich dieses für die Sicherheit der Bürgerinnen 

und Bürger, aber auch der Beamtinnen und 
Beamten im Zolldienst elementaren Themas 

annimmt.“  

 
Die Kritik der DPVKOM am Gesetzentwurf zur 

Weiterentwicklung des Postpersonalrechts 

findet auch in der Presse Resonanz. So berich-
tete die „Frankfurter Allgemeine Zeitung“ 

(Ausgabe vom 30. August 2014) über den dem 

Blatt vorliegenden Gesetzentwurf des Bundes-
finanzministeriums und verwies unter der 

Überschrift „Der Bund will keine Postbeamten 
zurück“ auch auf die Position der DPVKOM. 

Der DPVKOM-Bundesvorsitzende Volker Ge-

yer kritisierte unter anderem, dass mit den 
geplanten Neuregelungen Beamtenrechte 

massiv ausgehöhlt würden. In Bezug auf die 
Beleihung von Unternehmen mit Dienstherren-

eigenschaften seien zukünftig aberwitzige Kon-
struktionen möglich, die gegen die Verfassung 

verstoßen, so Geyer weiter. Als Beispiel führte 

er die vollständige Verschmelzung der Deut-
schen Postbank mit der Deutschen Bank an, 

die dann mit Dienstherrenbefugnissen für die 
Postbank-Beamten beliehen werden könne. 

Dies stehe jedoch im Widerspruch zu Artikel 

143 b des Grundgesetzes.  
 

„Ich bedaure, dass ich nicht die richtigen Wor-
te gewählt habe.“ Mit diesen 

Worten entschuldigte sich der Bundesvorsit-

zende der Gewerkschaft 
Deutscher Lokomotivführer (GDL) und dbb 

Vize Claus Weselsky am 29. August 2014 für 
seine Aussage aus der sehr emotionalen, mehr 

als einstündigen Rede auf dem GDL-Aktionstag 
in Fulda zwei Tage zuvor. Er hatte gesagt, 

dass „wenn zwei Kranke ein Kind zeugen, et-

was Behindertes herauskommt“. Das Zitat sei 
aus dem Zusammenhang gerissen worden, so 

Weselsky. Er habe damit ausdrücken wollen, 
dass durch die Vereinigung der mitglieder-

schwachen Gewerkschaften (transnet und 

GDBA – heutige Eisenbahn- und Verkehrsge-
werkschaft EVG) keine starke Gewerkschaft 

entstanden ist. Weselsky: „Wenn sich zwei 
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schwache Gewerkschaften zusammenschlie-
ßen, wird noch lange keine starke Interessen-

vertretung daraus. Der GDL und selbstver-
ständlich mir persönlich liegt nichts ferner, als 

Behinderte in irgendeiner Weise zu diskriminie-

ren.“ 
 

Der Bundesvorsitzende der Deutschen Steuer-
Gewerkschaft (DSTG) und dbb Vize Thomas 

Eigenthaler hat seine einstige Dienststelle 

und ehemalige Kollegen beim Finanzamt in 
Böblingen besucht. Dort hatte er vor 40 Jahren 

seine Ausbildung begonnen. Bei der Visite, so 
berichtet die „Kreiszeitung Böblinger Bote“ 

(Ausgabe vom 3. September 2014), seien auch 
die tödlichen Schüsse auf einen Kollegen im 

schleswig-holsteinischen Rendsburg Thema 

gewesen. „Wir müssen schon darüber nach-
denken, ob wir nicht mehr Training im Umgang 

mit Menschen in die Ausbildung bringen“, zi-
tiert das Blatt den DSTG-Chef. Primär fachliche 

Ausbildung reiche nicht aus.  

(14/33/14) 

 

 


